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Der lange Weg in den Konflikt1        2 
 
Wir leben im Zeitalter von Globalisierung und „Weltinnenpolitik“, des Zusammenrückens von 
Staaten in transnationalen Organisationen. Auch die Gesellschaften selbst werden zunehmend 
multinational und -religiös. Selbst die Bundesrepublik ist mit ihren nahezu zwei Millionen 
Muslimen eine solche geworden, auch wenn sich der offizielle Umgang mit dieser, vom 
„Deutsch-Nationalen“ abweichenden neuen Gestalt bisher im Wesentlichen auf eine „ordnungs-
politische“ verkürzt.  
Angesichts der Tendenzen zu „global culture“ einerseits und jener „langen europäischen Traditi-
on“ des Umgangs mit fremden Religionen und Kulturen vorzugsweise im Schema von Apologe-
tik und Polemik andererseits erhebt sich die Frage, wie sich die unterschiedlichen Gesellschaften 
zukünftig zueinander verhalten werden. Wird bestimmend bleiben, dass sich die so tief verwur-
zelte eigene religiöse, weltanschauliche oder nationale Position auch zukünftig weiter über die 
Abwehr der fremden zu bestätigen sucht? Werden dabei überlieferte Denkbilder und Argumenta-
tionsmuster über die eigenen Werte und die anderer Völker, Kulturen und Religionen unser 
Weltbild auch weiterhin bestimmen? Schließlich: Muss ein Fremdbild auch in ein Feindbild 
umschlagen? 
Seit 1989, dem Ende des Ost-West-Konflikts, sei das internationale System „nun geprägt durch 
Multipolarität. Eine Weltmacht ist abgetreten, die andere zumindest ökonomisch angeschlagen 
und nicht in der Lage, überall strukturbildend zu wirken...“3 Sicherlich, die „andere Weltmacht“ 
wird das internationale System anders sehen und mögen – unipolar. So jedenfalls geht sie es an.  
Als Diplomat vermag ich mich auch in die Tiefen des Wertes „Unsicherheit“ zu versenken. Mit 
„Unsicherheit“ nämlich umschreibt Hübner den Umgang mit Konflikten. Vorsichtig, aber realis-
tisch. „Wachsende Unsicherheit im Umgang mit den Konflikten“, so Hübner, gehöre zu den 
Auswirkungen des „Verfall(s) der Hegemonial- bzw. Weltmächte... auf das internationale Sys-
tem“. Bei „Unsicherheit“ denke ich an Jugoslawien, Tschetschenien, Somalia und Afghanistan – 
wo der Westen ja überhaupt aufgehört hat, mit einem Konflikt „umzugehen“, obgleich diese 
Fähigkeit einst zu den wichtigsten Anforderungen beim Verhalten unter den Bedingungen von 
Konfrontation und bei der Verteidigung der Menschenrechte gehörte. 
„Langsam setzt sich die Erkenntnis durch“, so Hübner weiter, „daß durch Intervention von außen 
nur geringe Chancen bestehen, positiv verändernd einzuwirken. Andererseits: Im Nahen Osten 
besteht zum ersten Mal eine Chance, daß die regionalen Mächte den Dauerkonflikt in eigener 
Regie lösen„.4 
Solche Überlegungen tragen internationalen Realitäten in zweierlei Hinsicht Rechnung.  
Erstens: Der Gedanke einer Multipolarität des internationalen Systems korrespondiert mit der 
internationalen Pluralität von Kulturen und Religionen, mit darin enthaltenen Werten, mit der 
Vielfalt an ethnischen und nationalen Eigenheiten von Völkern und Regionen, die in dieser Welt 
in einem langen historischen Prozess gewachsen sind. Auch das eigentliche Urgestein unserer 
eigenen Kultur ist nichts anderes als jene Pluralität. Die Welt in ihrer bereichernden Vielfalt und 
die in ihr ja real ablaufenden unterschiedlichen sozialen Prozesse als Teil eines großen Formie-

 
1  
 Dieser Aufsatz wurde 1997 unter dem Titel „Konflikte und Werte-Pluralität in unserer 

Welt“ veröffentlicht in: Wertebewußtsein – Wertewandel – Verbindlichkeit von Werten. 
Zweites Strausberger Symposium, 3.-6. Dezember 1995. Dokumentation. Schriftenreihe 
der Akademie der Bundeswehr für Information und Kommunikation Bd. 15. Strausberg 
1997. 

3  Hans Hübner: Konfliktpotentiale und Waffenproliferation, in: Kissener Jahrbuch 1994/95 
– Beiträge zu Politik, Wirtschaft und Sicherheit, Hamburg 1994, S. 253. 

4  Ebenda. 
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rungsprozesses der Zukunft unserer Weltgemeinschaft zu begreifen, in dem gemeinsame Zukunft 
nicht nur spontan abläuft, sondern sich bewusst gestalten lässt, erheischt geradezu den „multipo-
laren“ Ansatz in der internationalen Politik.  
Zweitens: Die Erkenntnis, dass durch Intervention von außen nur geringe Chancen bestehen, auf 
Konflikte positiv verändernd einzuwirken, bezieht sich offensichtlich auf die Tatsache, dass die 
ethnischen, nationalen und religiösen Konflikte, die nach dem Ende des Ost-West-Konflikts in 
verschiedenen Teilen der Welt entbrannten, sowohl einen neuen Konflikttypus als auch ein neues 
Konfliktpotenzial verkörpern, die sich mit dem traditionellen „ordnungspolitisch-
interventionistischen“ Lösungsansatz nicht „in den Griff“ bekommen lassen. Dieser scheidet 
somit als Regelungsorientierung aus, denn den meisten jener neuen Konflikte liegen Gegenstän-
de und Ursachen innerer Natur zugrunde. Bei jenem neuen Konflikttypus geht es zwar vorder-
gründig um Machtkämpfe und sozio-ökonomische Auseinandersetzungen, in hohem Maße aber 
auch um Werte, die sich in gesellschaftlichen Fundamentaloppositionen oder Bewahrungskämp-
fen von Identitäten widerspiegeln. Träger dieser Opposition sind, wie beispielsweise in Saudi-
Arabien und anderen arabischen Staaten, neue und junge soziale Kräfte, die in und aus den 
Realitäten der Übergangsgesellschaften ihrer Länder heraus in hohem Maße auch die Fragen 
nach den sozialen Inhalten ihrer Gesellschaften sowie den Zielen gesellschaftlicher Entwicklung 
und gesellschaftlichen Handelns umtreiben. Hieraus erklärt sich eine häufig hohe Wertebezo-
genheit von Positionen jener Träger von Opposition (was noch näher zu erläutern ist). Schlägt 
diese in Konflikt um, begegnet man ihr vornehmlich mit konfrontativen Mitteln. 
Drittens schließlich deutet sich mit dem Hinweis auf die Rolle regionaler Mächte bei der Kon-
fliktregelung ein bedenkenswerter, weil konstruktiver Weg an, der in der Logik von „Multipola-
rität“ und nationaler wie politischer Pluralität liegt. Nur gilt es hierbei Folgendes zu bedenken:  
Die zweifellos notwendige Mobilisierung regionaler Kräfte für Friedenssicherung, Konfliktprä-
vention und -regelung erheischt gleichberechtigten Umgang untereinander. Das heißt, er muss 
frei von Missionierung, äußerem Druck und Einmischung gepflegt werden. Dies setzt eine 
Entscheidung darüber voraus, ob die internationale Gemeinschaft von einem überwiegend west-
lichen Monopolverständnis bezüglich „Ordnung“, Werten, Normen, Verhaltenskriterien und 
Entwicklungskonditionalitäten bestimmt bleibt, oder ob sie es vermag, sich zu einer neuen 
„Geschäftsgrundlage“ vorzuarbeiten, die auch religiösen, ethnischen und nationalen Gemein-
schaften einen gleichberechtigten Platz zum Leben in und mit eigener Identität lässt.  
Hier stellt sich die Frage, ob die Eliten an der Spitze regionaler Mächte zu einer solchen neuen 
„Geschäftsgrundlage“ bereit und damit konfliktregelungsfähig sein würden. Oft genug sind doch 
gerade sie, in der Regel in gemeinsam mit dem Westen, Hauptgegenstand heftigster Ablehnung 
durch die Fundamentalopposition der neuen sozialen Bewegungen. Sind folglich die regionalen 
Mächte selbst „unsichere Kantonisten“?  
Beim Nachdenken über jene wachsende Unsicherheit im Umgang mit den Konflikten scheint mir 
wichtig zu sein, zwei Aspekte näher zu betrachten, die alle mit der hier diskutierten Werteprob-
lematik direkt oder indirekt verbunden sind. 
Erstens ist es erforderlich, tiefer in die veränderte Typologie der neuen Konflikte einzudringen 
und die alte Typologie von Konflikt-Regelmechanismen zu überwinden, die sich ursächlich aus 
dem bisherigen Überwiegen von äußeren, zwischenstaatlichen Konflikten herleitete. Wenn wir 
es bei der neuen Konflikttypologie aber mit überwiegend mit inneren Konfliktgegenständen und 
-ursachen zu tun haben, so bleibt keine andere vernünftige Alternative, als sich dazu durchzurin-
gen, nicht nur die regionalen Eliten, sondern auch die neuen gesellschaftlichen Kräfte und Be-
wegungen, also die Träger nationaler, religiöser, ethnischer etc. Opposition, als Partner für 
Konfliktprävention und –regelung anzunehmen und sie nicht – mit dem Verweis auf Terrorismus 
und Menschenrechtsverletzungen als gängigste Begründungen – als Gegner abzulehnen.  
Das wird schwer! Um ein mir vertrautes Feld herauszugreifen: Ein solch neuer Umgang bei-
spielsweise mit der islamischen Opposition im Vorderen Orient hätte sicherlich große Wider-
stände im eigenen bundesrepublikanischen Umfeld zu überwinden, im Vergleich zu denen die 
leidige Polemik gegen die Verleihung des Friedenspreises an Annemarie Schimmel ein Harfen-
spiel wäre. Dabei würden die Opponenten eines veränderten Herangehens an jenes neue interna-
tionale Konfliktphänomen offensichtlich völlig übersehen, dass der Nahe und Mittlere Osten 
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doch zu jenen Regionen zählt, aus denen „militärische Risiken für die Sicherheit Deutschlands“5 
drohen, also begründeter Handlungsbedarf besteht. 
Doch gerade unser deutsches Verhältnis zum Vorderen Orient und zum politischen Islamismus 
kann als „Paradebeispiel“ dafür gelten, wie sehr ein fast schon zum Antagonismus hochstilisier-
ter Wertedissens das Erkennen von Gemeinsamkeiten, das Ausloten von Interessenübereinstim-
mungen unterschiedlicher politischer Kräfte behindert. Damit aber wird Konfliktprävention und -
regelung beinahe unmöglich gemacht. Jener Dissens reicht bis tief ins europäische Selbstver-
ständnis und macht deutlich, in welche enge Wechselbeziehung der Umgang mit internationaler 
Pluralität von Wertesystemen und internationale Friedenserhaltung heute getreten sind: Sie 
haben sich quasi zu einem Bedingungsgefüge verflochten. 
Diese Konditionalität tiefer zu durchleuchten mit dem Blick auf die Frage, was denn im eigenen 
„Hinterland“ zu verändern ist, um neuen konzeptionellen Ansätzen für die Konfliktprävention 
und -regelung den Weg zu ebnen, soll als zweiter Aspekt des Nachdenkens über jene eingangs 
erwähnten Quellen eigener Unsicherheit beleuchtet werden. 
Das Entstehen der eigenen europäischen „Vorbehaltsmasse“ sowie der ideologischen Fundamen-
te des europäischen Kolonialismus schildert die Abhandlung „Der Islam in den Medien“ des 
Tübinger Medienprojekts „Religionswissenschaft“6 Sie verdeutlicht, wie Ethnozentrismus und 
Orientalismus gegenüber dem Vorderen Orient (in der Literatur [Herder, Goethe, Rousseau, 
Nietzsche, Karl May, Lawrence, Camus u.a.]; Malerei [Delacroix, Ingres, Gerome]; Erotik [Lady 
Mary Wortley Montagu’s „Briefe aus dem Orient“ u.a.] als gleichsam „ethnographische Photo-
graphie“ das europäische Unterbewußte formten: Der „Orient als abhängige Manövriermasse auf 
dem politischen Schachbrett“7, seine Andersartigkeit, die „Annahme, daß die Gesellschaften 
Europas ‘weiterentwickelt’ und andere Kulturen prinzipiell minderwertig seien“8. Schließlich 
wird daraus eine Entwicklungsvorgabe an die Völker des Vorderen Orients abgeleitet – natürlich 
„in Richtung westlicher Industriegesellschaften“.9  
So wurde die Unterschiedlichkeit unserer Gruppenidentitäten – „wir“ und „die“ – schon frühzei-
tig geprägt. In ihrer Analyse der Herausbildung und Vertiefung von Einstellungen, Vorurteilen, 
Fremdzeichen und deren Typisierung sowie von dementsprechenden psychologischen Projekti-
onsmechanismen zeigen die Autoren von „Der Islam in den Medien“ auch die Konsequenzen 
auf: „Die Stereotypisierung der Negativurteile, die Verbindung des Islam mit dem Golfkrieg10 
und das Gefühl der Bedrohung, welches vielen Urteilen zugrunde gelegt werden kann, können 
auf die Massenmedien zurückgeführt werden“. Schließlich kommen die Verfasser in einer ver-
gleichenden Metapher-Analyse zu Kommunismus und Islam zu der Erkenntnis, dass sich die 
„Mottenkiste historischer Ängste“ als ergiebigste Quelle für Feindbilder erweist und „die Schab-
lone für das ‘Feindbild Kommunismus’ auf den Islam übertragen wurde.“11 „Dabei kommt den 
Bildern die Aufgabe zu, das geistige Klima für die Akzeptanz aggressiven Handelns zu schaf-
fen.12 
Nicht nur aus der genannten Untersuchung wird deutlich, dass die Problematik jener neuen Art 
von Konflikten auch eine ernstzunehmende innenpolitische Komponente in sich trägt: Die Art 
und Weise ihrer Austragung sowie der Parteinahme in ihnen wirkt auch auf Minderheiten im 
eigenen Land zurück. Aus Mangel an gestrigen Feindbildern wird der Islam von vorgestern in 
einer nunmehr multinationalen deutschen Republik heute wiederbelebt. Dies birgt die große 
Gefahr in sich, Muslime auch im eigenen Land zu provozieren und so die gesellschaftliche 
Atmosphäre zu vergiften. 

 
5  Ebenda, S. 256, 258. 
6  Medienprojekt Tübinger Religionswissenschaft (Hrsg.): Der Islam in den Medien. Güters-

loh 1994. 
7  Ebenda, S. 27. 
8  Ebenda, S.20. 
9  Ebenda. 
10  Hier ist der zweite Golfkrieg 1990/91 gemeint.  
11  Der Islam in den Medien, a.a.O., S. 205. 
12  Ebenda, S. 207. 
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Auf der anderen Seite ist es wichtig, einige Argumente moderater islamischer Reformer vorzu-
tragen, die sie in der Auseinandersetzung mit dem Wertesystem des Westens und der „Moderne“ 
ihrerseits vorbringen:  
 
- Der politisch und juristisch institutionalisierte Säkularismus in Europa habe die Religion – 

hier verstanden als Bewahrerin von Moral sowie von humanistischen Werten und Bestre-
bungen – in eine Nebenrolle abgedrängt und Arroganz gegenüber Religiosität erzeugt. Der 
Säkularismus habe den Staat von der „Bürde“ Religion befreit und schließlich die Tren-
nung von öffentlicher und individueller Verantwortung für Moral und moralische Werte 
bewirkt. Die Säkularisierung öffnete somit einer primär an materiellen Werten und Ge-
winn orientierten Gesellschaft den Weg. 

- Auf der Ebene des Individuums bewirkte dies die Zerstörung der Einheit der Persönlich-
keit in ihrer Vielfalt als Produzent, Verbraucher, Lebensspender und -erhalter als Verant-
wortungsträger in Familie, Gesellschaft und ihre Aufspaltung in einen „economic man“, 
einen „sexual man“ etc. 

- Auf der sozialen Ebene sei das Konzept der humanistischen Ethik – wie es im Humanis-
mus und zu Beginn der Aufklärung bestand – materialisiert worden, was die Grundlage 
für eine Destabilisierung der menschlichen Werte abgibt. Das Ergebnis sei ein spalteri-
sches Spannungsverhältnis von Mensch und Natur. 

- Die Periode der klassischen Moderne sei vorüber. Wirkliche Moderne sei eine internatio-
nale Modernität, die sich nicht nur auf eine oder zwei Quellen von Moderne oder die Vor-
herrschaft einer beschränkt. Auch die europäische Moderne und die daraus erwachsenen 
Werte seien heute für die letzten 200 Jahre kritisch zu hinterfragen: Sie brachte der 
Menschheit auch Kolonialismus, Hitler und Stalin. Zu ihren kritischen Ergebnissen sei 
auch die „dramatische Lage des Südens“ zu rechnen. Seinen Menschen hätten Säkularisie-
rung und Moderne nicht ein Minimum dessen eingebracht, was zu erwarten sie berechtigt 
waren. 

- Die Muslime würden vom Westen aufgefordert, ihre Symbole aufzugeben, ohne dafür 
eine ihnen spezifische Gegenleistung an Werten zu erhalten. Zu befürchten sei, dass die 
westliche Moderne auch in den islamischen Gesellschaften Werte zerstöre, die von deren 
Kultur, von Islam und Koran gespeist würden. Die Muslime müssten ihre eigene Moderne 
schaffen. 

- In diesem Zusammenhang wird erwähnt, dass der Islam eine Menschenrechtskonzeption 
auf eigener Grundlage schaffen müsse. Dabei müssten die Menschenwürde und die Inte-
ressen der Öffentlichkeit und ihre politische Institutionalisierung eine zentrale Rolle spie-
len. 

- Als „Interessen der Öffentlichkeit“ werden Elemente wie Recht auf Leben, Denken, 
Besitz, Religion, Familie (was übrigens Bestandteile des islamischen Reformdenkens von 
Rashid Rida schon seit der Mitte des 19. Jahrhunderts sind) verstanden. In den Mittel-
punkt wird die Frage gestellt, wie sich eine Übereinstimmung von Politik und Gesell-
schaft, von Grundrechten der Menschen und der Gemeinschaft, in der sie leben, herstellen 
und bewahren lässt. 

- Ein Verständnis von Moderne, das davon ausgeht, Fortschritte könnten noch das Produkt 
nur eines Kulturkreises sein, sei obsolet. Auch in der Vergangenheit sei Fortschritt letzt-
endlich immer nur das Produkt der Interaktion verschiedener Kulturkreise, so der Mittel-
meer-Region, gewesen. Heute und in Zukunft können sich intellektuelle Systeme nicht 
mehr im eigenen Kulturkreis weiterentwickeln. Ihr Fortschritt erforderte „post modernes“ 
Denken, das durch „cross-cultural-thinking“ neue geopolitische Sichten und Visionen für 
das Zusammenleben von Völkern und Staaten öffne. 

 
Worin sehe ich das Fazit jener Argumente: Erstens, im Zentrum der Besorgnis stehen offenbar 
die Bewahrung der Gesellschaftsbezogenheit von Werten und anderer wichtiger Aspekte des 
sozialen Lebens sowie die Ganzheitlichkeit von individueller und gemeinschaftlicher Verantwor-
tung in und gegenüber einer gegebenen Gesellschaft. Zweitens, davon ausgehend, richtet sich die 
Polemik gegenüber der westlichen Moderne und ihren Werten vor allem gegen jene Elemente, 
die Kolonialismus, Spaltung der Gesellschaft und des Individuums, Dehumanisierung und 
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Dekadenz bewirken. Drittens, selbst moderne, moderate arabische Reformer, die sich am Islam 
orientieren, nehmen europäische Aufklärung, Säkularisierung, Moderne, westliche Werte und 
westliche Demokratie nicht als das Gesellschaftsmodell von universeller Geltung an. 
Mir scheint, es ist gerade jener philosophische und weltanschauliche Dissens zwischen „denen“ 
und „uns“, der jene Unsicherheit im Umgang mit dem neuen Konfliktpotenzial weitgehend mit 
bewirkt. Diese Unsicherheit ist im Umgang mit seinen Trägern, ihren Werten und sozialen 
Zielen zu finden und tritt gepaart mit dem Zögern auf, den Abbau jenes Dissens’ auf der eigenen, 
europäischen Seite anzudenken und anzugehen. 
Dem neuen Konflikttypus in der Form von ethnischen, nationalen und religiösen Konflikten liegt 
also ein Geflecht von Ursachen zugrunde, in dem sich die Folgen des Kolonialismus mit fehlge-
leiteten wirtschaftlichen, sozio-ökonomischen und politischen Entwicklungen vermengen. Diese 
gehen zwar heutzutage auch schon auf das Konto herrschender Staatseliten, zumeist in Entwick-
lungsländern. Die Verantwortung dafür allein dem Westen und den Folgen des Kolonialismus 
zuzuweisen, wäre nicht gerechtfertigt, wie sich am Verhalten herrschender Eliten gegenüber den 
Forderungen verschiedener Nationalitäten oder Religionsgemeinschaften gerade im Vorderen 
Orient leicht nachvollziehen lässt. Auch sozialistische Nationalitäten- und Vormachtpolitik 
gegenüber Staaten und Völkern in Asien und Afrika haben in den letzten Jahrzehnten das Maß 
negativer Erfahrungen mit Überfremdung„ aus dem Norden angefüllt. 
Doch bei aller Ursachenfülle: Wir müssen es auf uns nehmen, dass die Folgen des Kolonialismus 
gerade im Wertebereich von prägender Bedeutung für das Bestehen und Neuentstehen von 
sozialen Bewegungen und politischen Kräften bleiben, die die originären Wurzeln ihrer jeweili-
gen Gesellschaften in dieser oder jener Form verteidigen. Ich stelle gar nicht in Abrede, dass die 
Mission der Kolonialmächte, zum Beispiel im Vorderen Orient, von ihnen auch als eine zivilisa-
torische gedacht war. Doch buchstäblich alle am und im „Dar al-lslam“, dem „Islamischen 
Haus“, vollzogenen „Modernisierungen“, die heute das geopolitische Antlitz der arabischen Welt 
zeichnen, liefen von Anfang an dem islamischen Weltbild zuwider:  
 
- Um ihre Einflusszonen gegeneinander abzugrenzen, zogen die Kolonialmächte mit dem 

Rotstift Grenzen, in welche Gesellschaftstypen hineingezwängt wurden, deren produktive 
Kräfte auf freie Mobilität angewiesen waren. 

- Politisch spalteten sie diese Gesellschaft durch Protektoratsverträge mit einzelnen Stam-
mesführern und verwandelten somit die Stammeserbfolge in eine dynastische, wodurch 
sie die traditionell gewachsene Organisation wichtiger Teile der islamischen Gemein-
schaft, der „Umma“, zerbrachen. 

- Sie führten die europäische Form der Staatsorganisation ein, den Territorialstaat, und 
zerschlugen damit das zuvor über Jahrhunderte bestehende osmanische Milletsystem, wel-
ches mit seiner Gewährung von religiöser, kultureller und persönlicher Autonomie sowohl 
der ethnischen und religiösen Vielfalt im Vorderen Orient als auch dem koranischen Prin-
zip des Schutzes der „Völker der Schrift“ Rechnung trug.  

- Mit ihren europäischen Konzeptionen implantierten die Kolonialmächte nicht nur einen 
obersten Souverän, den säkularen Nationalstaat, der dem Islam fremd war. Sie schufen 
auch jenen Typ von multi-ethnischen und multi-religiösen Staaten, welche immer wieder 
zu Spannungen führen und in Konflikten bersten. In einer gründlichen Studie zu den eth-
nischen Problemen, die im Vorderen Orient wesentlich Folgen des Kolonialismus sind, 
kommt Milton J. Esman zu der Schlussfolgerung, dass das herausragendste Ergebnis der 
Forschung zur Pluralität im Nahen Osten folgende Erkenntnis sei: „So lange es nicht ge-
lingt, religiös determinierte Pluralität zu entpolitisieren, wird diese fortfahren, Konflikt-
stoff zu erzeugen, der intensiver, ausdauernder und gewaltträchtiger ist, als jede andere 
Pluralität, die aus Spaltung resultiert.“13  

 

 
13  Kumar Rupesinghe, Michiko Kurade: Early Warning and Conflict Resolution, New York, 

St. Martin’s Press, 1992, Introduction, S. XX. Hassan Hamdan al-Alkim: The GCC States 
in an Unstable World, London: Saqi Books, 1994, S. 121. 
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Das „Islamische Haus“ wurde also von den europäischen Kolonialmächten geo- und gesell-
schaftspolitisch gründlich umgeräumt. Dazu gehörte auch, dass die Mandatsmacht Großbritanni-
en einen Teil von ihm für „Schaffung einer nationalen Heimstatt für das jüdische Volk in Paläs-
tina“14 zur Verfügung stellte. 
Diese Entwicklungen der kolonialen Zeit, fundamental ergänzt durch die globale Dimension, die 
dem Vorderen Orient durch die weltwirtschaftliche Bedeutung seiner Erdölvorkommen und den 
hohen Grad seiner materiellen internationalen Einbindung zuwuchsen, haben jene außeror-
dentlich komplexen Verflechtungen geschaffen, welche die arabische Welt und den Iran schließ-
lich zu einem der Hauptschauplätze der Ost-West-Konfrontation machten. 
Kein Teil der Dritten Welt war so häufig und intensiv ausländischer Einmischung ausgesetzt wie 
der islamische im Vorderen Orient. Jenes Geflecht ist es, das schließlich die Existenz einer 
selbstverstandenen und selbstgewollten Identität mit ihren eigenen Wertesystemen infrage stellte 
und die islamische Fundamentalopposition zu ihrer Bewahrung ins Leben brachte. 
Jene von mir eingangs benannte Unsicherheit im Umgang mit den Trägern des neuen Konflikt-
potenzials resultiert im Umkehrschluss somit auch in der Unsicherheit des eigenen Umgangs mit 
eigener Geschichte und geschichtlichem Verhalten gegenüber den ehemaligen Kolonialvölkern. 
Denn weil die islamische Opposition als soziales Phänomen, Produkt des bisherigen Geschichts-
verlaufs im Vorderen Orient ist, ist sie folgerichtig auch Wirkung des Handelns der ehemaligen 
Kolonialmächte und des heutigen Westens. Da daran nicht zu zweifeln ist, müssen wir im Wes-
ten bereit sein, für jene Folgen Verantwortung zu übernehmen.  
Auch auf wirtschaftlichem und sozio-ökonomischem Gebiet hat die „zivilisatorische Mission“ 
der Moderne dem Süden mehr ungelöste Probleme als Lösungen gebracht. Das Reichtumsgefälle 
Nord-Süd wächst weiter. So bleiben im Vorderen Orient Millionen von Menschen in ihren 
traditionellen Strukturen, in Analphabetentum und sozialer Immobilität verhaftet. Für sie sind 
Koran und Scharia keine abstrakten Kodizes, sondern oft die einzigen lebendigen normativen 
Regelwerke ihrer menschlichen und kollektiven Beziehungen. Nicht selten beruhen auf ihnen 
allein Intaktheit und Funktionsfähigkeit der sozialen Strukturen in diesem Teil der Welt – ein 
gewichtiger Aspekt, der auch in der Menschenrechtsdiskussion nicht außer Acht gelassen wer-
den darf. 
Jene „abendländische Erbmasse“, der islamistischen Bewegung ein oft rebellisches Beharren auf 
Bewahrung eigener arabisch-islamischer Identität zu verwehren, sowie vom Islam ein Feindbild 
zu schaffen oder zuzulassen, würde sich nicht nur als kontraproduktiv für die Funktionsfähigkeit 
traditionell gewachsener gesellschaftlicher, Systeme und Subsysteme erweisen, sie würde auch 
die eigene Fähigkeit zu Demokratie und nationaler wie internationaler politischer Kultur beschä-
digen. Ich halte nichts davon, dass wir uns gegenseitig Geschichte vorwerfen. Wir sollten ihr 
nicht ausweichen – für unser eigenes Land bestehen wir sogar darauf, Geschichte „aufzuarbei-
ten“. Entscheidend ist, dass wir uns miteinander zu verständigen vermögen auf eine gemeinsame 
Zukunft, deren Inhalt und Geschäftsgrundlagen. Dafür ist die Zeit reif. Die Zunahme jener neuen 
Konflikte zwingt uns zu Realismus. „The resurgence of ethnicity, nationalism and minority 
questions will become a major source of conflict in the future“, stellte Kumar Rupesinghe vom 
Osloer Institut für Friedensforschung auf einer von der UNO getragenen Konferenz fest.15  
Ich bin für politischen Pragmatismus, der uns hilft, zu den neuen Konflikten auch ein neues, 
alternatives Verhältnis zu finden. Let’s face facts:  
 

1. Die Dimensionen und nicht auszuschließenden Konsequenzen einer weiteren Ausweitung 
des Einflusses der Islamisten wären tiefgreifend. Eine gründliche Abhandlung zur Politik 
der arabischen erdölproduzierenden Staaten des Golf-Kooperationsrats (GKR) beschreibt 
sie anschaulich: „Zu einer ‘geometrischen Progression’ könnte es kommen, schlössen sich 
Islamisten und … panarabische Nationalisten zu einer gemeinsamen Front zusammen. Sie 
würden den arabischen Regimes noch größere Konzessionen abtrotzen und damit deren 
schrittweise Erosion bewirken. Die GKR-Staaten wären für den zu erwartenden politi-

 
14  Balfour-Deklaration von 1917, in: The Israeli-Arab-Reader, New York: Bantam Books, 

1976, S.18. 
15  Rupesinghe, a.a.O., S. 278. 
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schen Aufruhr nicht immun. Sie müßten sich entweder den Bestrebungen der neuen ge-
sellschaftlichen Kräfte anpassen, oder riskieren, durch politische Radikalisierung zerstört 
zu werden, was besonders für Saudi-Arabien zutrifft. Letztendlich hätten die GKR-Staaten 
ihre außenpolitische Orientierung zu revidieren, insbesondere die gegenüber dem Westen 
und den USA.„16 

 

2. Die islamische Opposition sollte schon heute als eine reale politische Kraft gesehen 
werden. Nach allem, was wir über ihre Ausweitung im Vorderen Orient und darüber hin-
aus wissen, geht die Tendenz in Richtung einer Erweiterung ihres Einflusses. Es ist nur 
noch eine Frage der Zeit, bis auch internationale und regionale Probleme nicht mehr ohne 
ihr – zumindest! – Mitreden entschieden werden können. In internationalen Organisatio-
nen wird das in den Menschenrechtsdebatten schon deutlich. Offensichtlich ist, dass die 
Islamisten und ihre Ausweitung das Zusammenballen einer breiteren, sich religiös artiku-
lierenden gesellschaftlichen Opposition reflektieren und signalisieren. Sie für ein takti-
sches oder konjunkturelles Phänomen zu halten, wäre politisch naiv und wurde sich über 
kurz oder lang als verhängnisvoller Fehler erweisen. Die Zeichen der Zeit im Vorderen 
Orient wären falsch verstanden, hielten wir diese vielschichtige Bewegung für einen ori-
entalischen Geist, den man wieder in seiner Flasche verschwinden lassen könnte. In Ge-
stalt ihrer führenden Köpfe stehen uns die neuen, zukünftigen Eliten des Vorderen Orients 
gegenüber! 
Für völlig verfehlt halte ich daher alle jene Schlussfolgerungen in der öffentlichen Debat-
te, die fordern, im Umgang mit jenem neuen Konfliktphänomen das Prinzip der Gewalt-
freiheit in den internationalen Beziehungen einer grundsätzlichen Überprüfung und Neu-
positionierung zu unterziehen. Wenn wir bei der Konfliktprävention und -regelung auf 
Zusammenarbeit mit regionalen Kräften setzen wollen, so erheischt das zwingend, in allen 
internationalen und sicherheitspolitischen Ansätzen für die Zukunft und die Gegenwart 
gleichberechtigter Zusammenarbeit, Konsens, Dialog den Vorrang einzuräumen. Das er-
fordert gewiss Zeit und Geduld, aber beides vermögen wir ja aufzubringen, wenn es in der 
EU ums Finden konsensualer Lösungen und Kompromisse geht. 
Feindbilder zu verhindern erfordert, sich mit Werten anderer Völker zu befassen. Ich kann 
Bundespräsident Herzog nur beipflichten, wenn er im Zusammenhang mit den Angriffen 
gegen Annemarie Schimmel riet: „Wir sollten vielmehr die Kräfte der Aufklärung und des 
Dialogs stärken. Wir müssen herausfinden, was uns in dieser Welt gemeinsam ist, wenn 
wir gemeinsam überleben wollen.“17 
Im Umgang mit der Pluralität von Werten in unserer Welt möchte ich daher Fingerspit-
zengefühl und Geduld gegenüber ihren Trägern ein kräftiges Wort reden. Toleranz ihr ge-
genüber ist heute ein Muss. Akzeptanz wäre noch ein Schritt weiter. Sie selbst als unver-
zichtbaren Wert an sich zu begreifen, entspräche den Erfordernissen der Zukunft, mit de-
nen wir schon jetzt konfrontiert sind. 
 

 
16  Al-Alkim, Hassan Hamdan, The GCC-States in an Unstable World, London: Saqi-Books, 

1994, S. 121. 
17  Europa kann sich keinen Krieg der Kulturen leisten. FAZ-Feuilleton vom 15.7.1995. 


